
 

 

 
 
 
 

Positionspapier 
 

Strukturwandel in den Braunkohleregionen 
mittelstandsgerecht gestalten 

 
 

20. November 2018 
 
 
 
 



 

 

I. Einführung und Hintergrund 

 

Die von der Bundesregierung eingegangenen Verpflichtungen zum Schutz 

des Klimas auf nationaler und europäischer Ebene sowie im Rahmen des 

Pariser Klimaschutzabkommens machen den Wandel hin zu einer weitge-

hend treibhausgasneutralen Wirtschaft bis zur Mitte des Jahrhunderts not-

wendig. Dementsprechend sieht der aktuelle Koalitionsvertrag die Einrich-

tung einer „Kommission für Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ 

vor, die bis zum Jahresende 2018 ein Aktionsprogramm für den Struktur-

wandel in den Braunkohleregionen erarbeiten soll, um angesichts des ge-

planten Ausstiegs aus der Braunkohleverstromung Wachstum und Beschäf-

tigung nachhaltig zu sichern. 

 

 

II. Betroffenheit des Mittelstands 

 

In den vier betroffenen Braunkohleregionen (Lausitzer Revier, Mitteldeut-

sches Revier, Helmstedter Revier, Rheinisches Revier) haben nach Schät-

zungen der AG Mittelstand mehr als 230.000 mittelständische Unterneh-

men ihren Sitz, in denen ca. 1,3 Mio. sozialversicherungspflichtig Beschäf-

tigte tätig sind – darunter viele Auszubildende.1 Vom Strukturwandel in den 

Braunkohleregionen sind nicht allein die Tagebaue und die braunkohleba-

sierte energieerzeugende und chemische Industrie betroffen. Für viele mit-

telständische Betriebe in den betroffenen Regionen sind Aufträge der 

Braunkohleindustrie und der von ihr beschäftigten Menschen eine wichtige 

Geschäftsgrundlage. Gelingt eine nachhaltig erfolgreiche Gestaltung des 

Strukturwandels nicht, droht – zusätzlich zum Verlust der Braunkohleindust-

rie und ihrer unmittelbaren Zulieferer – ein Kaufkraftverlust, durch den die 

gesamte regionale Wirtschaft Schaden nehmen könnte. Deswegen braucht 

es zukunftsfähige Beschäftigungsperspektiven und „gute Jobs“ in den 

Braunkohleregionen. Auch vor dem Hintergrund der hohen Zahl anstehen-

der Unternehmensnachfolgen sind diese Perspektiven wichtig. Ohne sie 

wird es nur sehr schwer gelingen, potenzielle Nachfolger von den Erfolg-

saussichten einer Übernahme zu überzeugen. 

 

 

III. Forderungen des Mittelstands 

 

Die Politik ist gefordert, die notwendigen Rahmenbedingungen zu schaffen, 

um den Strukturwandel in den Braunkohlerevieren erfolgreich zu bewälti-

                                         
1
 Quelle: Regionaldatenbank der Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Schätzungen der 

AG Mittelstand 



 

 

gen. Dabei sind nach Auffassung des Mittelstands folgende Kernpunkte zu 

berücksichtigen: 

 

 Strukturwandel unverzüglich anstoßen und neue Perspektiven eröffnen 

 

Absehbar ist das Ende des Braunkohlebergbaus und der Kohleverstro-

mung in den kommenden 20 bis 25 Jahren. Zur Entwicklung neuer wirt-

schaftlicher Perspektiven für die Menschen in den Braunkohleregionen 

steht also nur ein überschaubarer Zeitraum zur Verfügung. Gerade jun-

gen Menschen müssen deshalb jetzt Perspektiven für ihre Zukunft auf-

gezeigt werden, damit sie nicht in andere Regionen abwandern. Attrakti-

ve und verlässliche Geschäftsperspektiven brauchen insbesondere auch 

potenzielle Nachfolger an den Spitzen der regionalen mittelständischen 

Wirtschaft sowie Unternehmen, die eine Expansion oder Neuansiedlung 

planen – andernfalls werden diese sich in anderen Regionen engagie-

ren. 

 

 

 Zukunftsfähige Infrastrukturen schaffen 

 

Wichtig und richtig ist die von der Strukturkommission ins Spiel gebrach-

te Priorisierung und damit Beschleunigung von Infrastrukturprojekten in 

den Braunkohlerevieren. Gerade in den strukturschwachen ostdeut-

schen Revieren müssen aber zusätzliche Mittel für den Infrastrukturaus-

bau bereitgestellt werden. Zusätzlich sind Bund und Länder gefordert, 

Planungs- und Genehmigungsprozesse zu beschleunigen. Andernfalls 

steht zu befürchten, dass mit dem Ende des Braunkohlebergbaus bei 

vielen Projekten noch nicht einmal mit der Umsetzung begonnen wurde. 

In diesem Kontext sollte auch geprüft werden, ob die Einrichtung von 

sog. „Vorreiterregionen“ mit flexibleren regulatorischen Rahmenbedin-

gungen rechtlich umsetzbar und sinnvoll sein kann. Gerade auch im 

Hinblick auf die Versorgung mit latenzarmem Breitbandausbau können 

und sollten die betroffenen Regionen eine modellhafte Vorreiterfunktion 

einnehmen. 

 

 

 Förderinstrumente für den Mittelstand öffnen 

 

Für eine langfristig tragfähige Wirtschaftsstruktur reichen die Förderung 

und Ansiedlung von Industriearbeitsplätzen nicht aus. Für Fachkräfte at-

traktive Regionen zeichnen sich immer durch einen breiten Mix an gro-

ßen und kleinen Unternehmen aller Branchen aus. Daher muss das von 

der Kommission erarbeitete Förderinstrumentarium die Belange kleiner 



 

 

und mittlerer Unternehmen berücksichtigen. Ein erster wichtiger Schritt 

wäre hierbei die Ausweitung der GRW-Förderung auf alle Unternehmen, 

auch solche mit einem regionalen Fokus. Auch Unternehmensnachfol-

gen sollten stärker unterstützt werden, um sicherzustellen, dass die re-

gionalen Wirtschaftsstrukturen erhalten bleiben. Zusätzlich müssen wei-

tere Förderinstrumente geschaffen oder adaptiert werden, um die Wirt-

schaft in den Braunkohlerevieren zukunftsfest zu machen. 

 

 

 Bezahlbare Energieversorgung sichern 

 

Der Braunkohleabbau leistet aktuell einen wichtigen Beitrag zur siche-

ren, grundlastfähigen und noch immer kostengünstigen Versorgung mit 

Strom und Wärme. Auch nach der Abwicklung der Braunkohlekraftwerke 

muss sichergestellt sein, dass die Energieversorgung in Zukunft für alle 

Unternehmen und Verbraucher sicher und bezahlbar bleibt. Angesichts 

dessen ist eine grundlegende Neujustierung des Energiewendekonzepts 

unverzichtbar. 
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